
Ausländer	gipfelte.
Das	Buch	zeigt,	dass	es	beim	Umgang

mit	Diktatorengeldern	 im	 letzten	halben
Jahrhundert	 zwar	 Wendepunkte	 in
Richtung	 einer	 grösseren
Sensibilisierung	 der	 Beteiligten	 gab.
Diese	 Entwicklung	 verlief	 aber	 nicht
gradlinig.	So	wurde	zum	Beispiel	bereits
in	 den	 1960er-Jahren,	 als	 die
Entgegennahme	 von	 Diktatorengeldern
noch	 auf	 breite	 Akzeptanz	 stiess,	 der
Präsident	 der	 Bankenaufsicht	 EBK	 vom
Bundesrat	seines	Amts	enthoben,	weil	er
sich	 allzu	 dreist	 vom	 Strohmann	 eines
Drittweltpotentaten	einspannen	liess.
Umgekehrt	macht	sich	in	jüngster	Zeit

ein	 gewisser	 Überdruss	 gegenüber
strenger	Regulierung	breit,	während	die
Rückführung	 illegal	 erworbener



Vermögenswerte	 zugunsten	 der
geprellten	Bevölkerung	scheitert.	Sei	es,
weil	 sich	 die	 neuen	Machthaber	 in	 den
Herkunftsländern	 mit	 den	 alten	 Eliten
arrangieren,	 sei	 es,	 weil	 der	 Wille	 zu
innovativen	 Lösungen	 im	 sogenannten
Asset	Recovery	erlahmt.



Die	Vorläufer	der
grossen

Fluchtgeldaffären

Mit	 dem	 Problem	 der	 Kapitalflucht	 aus
Entwicklungsländern	 befassten	 sich	 bis
in	 die	 1970er-Jahre	 vor	 allem
entwicklungspolitisch	 engagierte	 Kreise
und	 ihnen	 nahestehende	 Politiker.
Seitens	 der	 Banken	 wurde	 das	 Problem
lange	negiert	oder	heruntergespielt.	Der
Präsident	 der	 Generaldirektion	 der
Bankgesellschaft,	 Nikolaus	 Senn,	 sagte
noch	 1984	 in	 einem	 Interview:	 «Die
berühmten	 Despoten-Gelder	 sind
weitgehend	 Phantasiegebilde	 in	 den



Köpfen	 von	 Leuten,	 die	 das
Bankgeheimnis	nicht	kennen.»1
Dass	sich	die	Banken	aktiv	um	Gelder

aus	 Entwicklungsländern	 bemühten,
belegt	 ein	 Schreiben	 des	 Schweizer
Botschafters	 in	 Äthiopien	 vom	 April
1973	 an	 die	 Zentrale	 in	 Bern.	 «Eine
grössere	Privatbank	hat	sich	kürzlich	an
diese	 Botschaft	 gewandt,	 um	 Adressen
von	 ‹potentiellen	 Kunden›	 zu	 erhalten»,
berichtet	Heinz	Langenbacher.
Bei	 der	 Kundschaft,	 die	 die	 Bank	 im

Visier	habe,	handle	es	sich	überwiegend
um	 Vertreter	 von	 Entwicklungsländern,
die	 eine	 strenge	 Devisenkontrolle
kennten.	 «Wenn	 ich	 gewisse
Hemmungen	habe,	der	Anfrage	Folge	zu
leisten,	so	besonders	im	Hinblick	auf	die
Frage,	 ob	 unsere	 diplomatischen	 und



konsularischen	 Vertretungen	 überhaupt,
und	 wenn	 auch	 noch	 so	 unscheinbar,
mithelfen	 dürfen,	 die	 Kapitalflucht	 aus
Entwicklungsländern	 zu	 fördern»,	 fasst
Langenbacher	 seine	 Bedenken
zusammen.2
Aktenkundig	 sind	 die	 engen	 Kontakte

des	 kubanischen	 Diktators	 Fulgencio
Batista	 mit	 der	 Schweizerischen
Kreditanstalt	(SKA,	heute	Credit	Suisse).
So	 berichtet	 der	 Geschäftsträger	 der
Schweizer	 Botschaft	 in	 Havanna,	 Ernst
Schlatter,	 im	 Frühling	 1953	 in	 einem
Brief	 an	 den	 Chef	 der	 Politischen
Direktion	 im	 Aussendepartement	 in
Bern,	 Alfred	 Zehnder,	 über	 den	 Besuch
des	 SKA-Vizedirektors	 Charles	 Souviron
in	der	kubanischen	Hauptstadt.3	 Batista
habe	den	Schweizer	Bankier	 spontan	zu


